
Die grenzüberschreitende Raumplanung verdeutlicht das Konzept eines
»Europas von unten«. Die raumplanerische Zusammenarbeit wird
durch die faktischen Zwänge, die von der europäischen Integration aus-
gehen, gefördert, jedoch nicht durch die EU geregelt. Dadurch konnte
sich ein komplexes Mehrebenensystem entwickeln, das auf den ersten
Blick zwar ineffizient erscheint, sodann aber deutlich macht, daß nur
so die unterschiedlichen Interessenssphären ausreichend berücksichtigt
werden können: Dem Interesse des Bundes an einer kohärenten Außen-
politik steht das Interesse der Planungsträger auf Länder – und Ge-
meindeebene an einer entscheidenden Beteiligung an der grenzüber-
schreitenden Raumplanung gegenüber. Die EU hat sich zunächst auf
eine finanzielle Förderung dieser Programme beschränkt. In den letzten
Jahren war bereits eine Verstärkung des Einflusses der EU festzustellen.
Nunmehr schlägt die EU-Kommission vor, durch eine einheitliche eu-
ropäische Organisationsform die Zusammenarbeit zu fördern. Dieser
Harmonisierungsschritt greift in die verfassungsrechtlich vorgesehene
Struktur der grenzüberschreitenden Raumplanung und in die den Mit-
gliedstaaten vorbehaltene Verwaltungsorganisation ein.

A. Einleitung

Der durch die Europäische Union (EU) hervorgerufene Integrati-
onsdruck erfasst immer neue Teilgebiete des deutschen Verwal-
tungsrechts. Bereits das Fachplanungsrecht wird erheblich durch
europäische Vorgaben geprägt, wie am Naturschutz-, Wasser- oder
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1 S. hierzu Gatawis, Grundfragen eines europäischen Raumordnungsrechts, 2001;
Martínez Soria, Das Recht der Europäischen Raumordnung, 2005 m.w.N.

2 Schwarze, DVBl. 1996, S. 881.
3 Richtlinie 2000/60/EG v. 23.10.2000, ABl. Nr. L 327 v. 22.12.2000, S. 1- Was-

serrahmenrichtlinie; s. zur Entstehungsgeschichte der Richtlinie: Lell/Re-
chenberg, ZUR 2001, S. 120-123; umfassend hierzu Chave, The EU water fra-
mework directive, 2001.

4 Art. 2 Nr. 15 Wasserrahmenrichtlinie definiert Flussgebietseinheit als ein
gemäß Art 3 Abs. 1 als Haupteinheit für die Bewirtschaftung von Einzugsge-
bieten festgelegtes Land- oder Meeresgebiet, das aus einem oder mehreren
benachbarten Einzugsgebieten und den ihnen zugeordneten Grundwässern
und Küstengewässern besteht; Caspar, DöV 2001, S. 529 (532).

5 Ruchay, ZUR 2001, S. 115 (117).

Abfallrecht erkennbar ist.1 Das Beispiel des Wasserrechts verdeut-
licht gleichzeitig, dass das Europarecht nunmehr in die bislang als
ausschließliche Kompetenz der Mitgliedstaaten wahrgenommene
Verwaltungsorganisation eindringt.2 So verpflichtet die Wasser-
rahmenrichtlinie3 die Mitgliedstaaten, Flussgebietseinheiten4 auf
der Grundlage von Plänen zu bestimmen, die die Gewässer und ih-
re hydrographischen Einzugsgebiete von der Quelle bis zur Mün-
dung erfassen.5 Für die Flussgebietseinheiten sollen die Mitglied-
staaten gemeinsame Verwaltungsbehörden schaffen, die für die
Koordination der Maßnahmen im gesamten Flussgebiet zuständig
sind. 

Die Neuregelung der Regionalfonds hat die Europäische Kom-
mission zum Anlass genommen, sich einem weiteren Gebiet des
Planungsrechts, der grenzüberschreitenden Raumplanung, zu
widmen. War dieses Gebiet bislang vor allem durch völkerrechtli-
che und innerstaatliche Vorgaben bestimmt, soll es zukünftig als
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eigenständiges Ziel der Europäischen Regionalpolitik Gegenstand
nicht nur europäischer Finanzmittel, sondern auch von tief grei-
fenden Regelungsinstrumenten sein. Dabei stellt aus der Sicht der
Europäischen Kommission die Verwaltungsorganisation der Mit-
gliedstaaten wiederum keine Grenze für EU-Rechtsakte dar. So
schlägt die Kommission die Errichtung eines Europäischen Ver-
bunds für grenzüberschreitende Zusammenarbeit vor. Im Folgen-
den soll aufgezeigt werden, dass die Förderung der grenzüber-
schreitenden Raumplanung zwar einem Gemeinschaftsinteresse
dient und damit zulässigerweise von der EU als Gegenstand ihrer
Regionalpolitik erkannt worden ist. Die Errichtung einheitlicher
Organisationstypen gefährdet aber das bewährte Rechtssystem der
grenzüberschreitenden Raumplanung.

B. Das Bedürfnis nach grenzüberschreitender Raumplanung
als Folge der EU-Integration

Durch die grenzüberschreitende Raumplanung gestalten Gebiets-
körperschaften auf bi- oder multilateraler Ebene ein Gebiet, das
sich über gemeinsame Grenzen erstreckt.6 Diese Zusammenarbeit
ist dabei grundsätzlich projektbezogen.7 Dies ist darauf zurückzu-
führen, dass die grenzüberschreitende Raumplanung historisch
aus der Notwendigkeit entstanden ist, spezifische Probleme der re-
gionalen Raumordnung oder kommunalen Stadtplanung8, z.B.
fehlende Straßenverbindung zwischen zwei Gemeinden, unzurei-
chende Abwasserversorgung, gemeinsame Nutzung eines Hafens9

oder Energieerzeugung,10 zu lösen. Grenzüberschreitende Raum-
planung und Europarecht stehen in einem engen Zusammen-
hang. Das Bedürfnis nach einer grenzüberschreitenden Raumpla-
nung gehört zu den Folgen der europäischen Integration und der
damit verbundenen Errichtung des Binnenmarktes.11 Die Intensi-
vierung der Zusammenarbeit von Gemeinden und Regionen in
raumplanerischen Angelegenheiten, die seit den 90er Jahren fest-
zustellen ist, erscheint zwar paradox, da zeitgleich durch den Weg-
fall der Binnengrenzen die Konkurrenz dieser Gebietskörperschaf-
ten um Investoren zugenommen hat. Die Gebietskörperschaften
verbindet aber ein Nachteil gegenüber Binnenregionen, den sie
nur gemeinsam lösen können: der sog. Abschließungseffekt von
Grenzen.12 Grenzregionen liegen nicht nur in der geographischen,
sondern in der Regel auch in einer wirtschaftlichen und infra-
strukturellen Peripherie.13 Die Grenzen in Europa durchschneiden
zudem historische Landschaften mit gemeinsamen kulturellen,
wirtschaftlichen und ökologischen Beziehungen.14 In Deutsch-
land sind hiervon besonders die Ostgrenzen betroffen, wie z.B. die
Region Vorpommern.15 Durch den Binnenmarkt sind neue funk-
tionelle Räume entstanden, die durch ökonomische, soziale und
ökologische Kriterien abgegrenzt werden. Diese funktionellen
Räume ermöglichen den Planungsträgern, bestehende Defizite
insbesondere in der Infrastrukturplanung besser zu erkennen.16

Das Planungsrecht muss diesen neuen grenzüberschreitenden
Räumen und ihren Bedürfnissen durch Koordinations- und Ko-
operationsinstrumente entsprechen.

C. Die völkerrechtliche Grundlage der grenzüberschreitenden
Raumplanung 

Als Teilgebiet des transnationalen Verwaltungsrechts fehlt der gren-
züberschreitenden Raumplanung ein eigenes Rechtsregime.17 So-
weit die Planungsträger rechtsverbindlich tätig werden, müssen sie
daher zusätzlich zu ihrer nationalen Rechtsordnung auf das Völker-
recht als die Rechtsordnung zurückgreifen, die den Rechtsrahmen
für die zwischenstaatlichen Beziehungen bildet. Das Zusammenwir-

ken von Völkerrecht und innerstaatlicher Rechtsordnung gewähr-
leistet einen angemessenen Ausgleich zwischen dem Interesse der
unterstaatlichen Planungsträger auf der einen Seite, ihre Tätigkeit
mit Planungsträgern benachbarter Staaten zu koordinieren, und
dem Interesse des Staates auf der anderen Seite, seine auswärtige Ge-
walt selbst und kohärent nach außen hin wahrzunehmen.18

I. Der völkerrechtliche Vertrag als zentrales Handlungsinstrument
der grenzüberschreitenden Raumplanung

Wollen die Planungsträger rechtsverbindlich tätig werden, bietet
ihnen das Völkerrecht ausschließlich den bi- oder multilateralen
völkerrechtlichen Vertrag als Instrument an. In der Praxis sind
Verträge über die Durchführung öffentlicher Aufgaben von großer
Bedeutung.19 Insbesondere in der kommunalen Leistungsverwal-
tung besteht vielfach ein Bedürfnis der Grenznachbarbehörden
nach gegenseitiger Mitnutzung von Versorgungsleitungen und 
-gütern.20 Dazu zählt beispielsweise die vertragliche Nutzung des
Kanalisationsnetzes.21 Des Weiteren können die Planungsträger
durch Verträge Einrichtungen oder Anlagen errichten und ge-
meinsam nutzen. Beispiele wären die Errichtung einer Brücke oder
einer Abwasserreinigungsanlage.22 Völkerrechtliche Verträge kön-
nen darüber hinaus die Gründung von grenzüberschreitenden
Einrichtungen zum Gegenstand haben. Hierzu gehören die öffent-
lich-rechtlichen Zweckverbände, wie die Ems-Dollart-Region. Der-
artige grenzüberschreitende Verbände könnten zwar auch aussch-
ließlich auf der Grundlage der nationalen Rechtsordnung errich-
tet werden.23 Die Regionalverbände verfügen sowohl über eine
nationale als auch über eine ausländische Rechtspersönlichkeit.
Sollen diese Einrichtungen aber mit hoheitlichen Aufgaben be-
traut werden, ist eine Überführung in eine einheitliche öffentlich-
rechtliche Rechtsform erforderlich. Eine solche Rechtsform setzt
aber eine verbindliche Vereinbarung mit dem ausländischen Pla-
nungsträger voraus und damit einen völkerrechtlichen Vertrag.

6 Niedobitek, Das Recht der grenzüberschreitenden Verträge, 2001, S. 28f.; Levrat,
Le droit applicable aux accords de coopération transfrontière entre collectivités
publiques infra-étatiques, 1994, S. 3; Beyerlin, AdV 27 (1989), S. 286 (287).

7 Niedobitek (Fn. 6), S. 77.
8 Bothe, AöR 102 (1977), S. 68 ff.
9 So der Vertrag zwischen dem Land Baden und dem Port Autonome de Stras-

bourg v. 19.10.51 über die gemeinsame Verwaltung des Hafens von Kehl;
hierzu BVerfGE 2, 347.

10 Empfehlung der deutsch-österreichischen Raumordnungskommission v.
28.10.1977 hinsichtlich der Energieerzeugung und Energieversorgung in
Gebieten nahe der gemeinsamen Staatsgrenze, abgedruckt bei:
Cholewa/Dyong/von der Heide, Raumordnung in Bund und Ländern, Bund
IV 4.2.2.; Niedobitek (Fn. 6), S. 77.

11 Europäisches Raumentwicklungskonzept, Kap. 1.1. (2); wiedergegeben bei:
Bielenberg/Runkel/Spannowsky, Raumordnungs- und Landesplanungsrecht
des Bundes und der Länder, B 560, S. 22.

12 Zu den verschiedenen hierzu vertretenen sozial- und wirtschaftswissen-
schaftlichen Theorien s. Füchtner, Netzwerke europäischer Räume, 1997, S.
66ff.

13 Vgl. die übersichtliche Darstellung bei Cappellin, in: Cappellin/Batey (Hrsg.),
Regional networks, 1993, S. 70 (71ff.); van der Veen, in: Cappellin/Batey,
a.a.O., S. 89 (90f.).

14 von Malchus, in: ARL (Hrsg.), Grenzübergreifende Zusammenarbeit in Lan-
des- und Regionalplanung, Arbeitsmaterial Nr. 226, S. 78 (78).

15 S. hierzu die Ausführungen der Europäischen Kommission zur Euroregion
Pomerania in: http://europa.eu.int/rapid/pressReleasesAction.do?referen-
ce=IP/01/1445&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en.

16 Empfehlung der deutsch-österreichischen Raumordnungskommission v.
28.10.1977, abgedr. bei: Cholewa/Dyong/von der Heide (Fn. 10), Bund IV
4.2.2.; Niedobitek (Fn. 6), S. 77.

17 Niedobitek (Fn. 6), S. 132ff.
18 Vgl. Kotzur, Grenznachbarschaftliche Zusammenarbeit in Europa, 2004, S.

52ff.
19 Mayer, Auslandsbeziehungen deutscher Gemeinden, 1986, S. 47ff.
20 S. Beispiele bei Beck, Die Übertragung von Hoheitsrechten auf kommunale

grenznachbarschaftliche Einrichtungen, 1995, S. 24.
21 Beyerlin, Rechtsprobleme der lokalen grenzüberschreitenden Zusammenar-

beit, 1988, S. 57f., Nr. 9.
22 Beispiele bei Beyerlin (Fn. 21), S. 500ff.
23 So wurden die Euroregionen zunächst als privatrechtliche Kommunal- bzw.

Regionalverbände nach jeweiligem nationalen Recht gegründet; Beck (Fn.
20), S. 22.
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Das Völkerrecht setzt dieser Zusammenarbeit jedoch eine erheb-
liche Schranke. Grundsätzlich sind nur Völkerrechtssubjekte be-
rechtigt, Verträge abzuschließen. Dazu zählen zunächst die Staa-
ten. So hat auch nach dem Verfassungsrecht der Bund im Rahmen
seiner auswärtigen Gewalt (Art. 32 Abs. 1 GG) grundsätzlich die
Handlungskompetenz.24 Das Bedürfnis zur grenzüberschreitenden
Raumplanung besteht aber in der Regel nicht zwischen den Ge-
samtstaaten.25 Vielmehr erfordert die Praxis in zahlreichen eu-
ropäischen Mitgliedstaaten aufgrund ihrer innerstaatlichen Ver-
teilung der Raumplanungskompetenzen eine grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit zwischen Bundesländern, Regionen oder
Gemeinden.

II. Bundesländer und grenzüberschreitende Raumplanung

In Deutschland besitzen die Bundesländer als Gliedstaaten eine
partielle Völkerrechtssubjektivität, deren Umfang sich aus dem
Grundgesetz ergibt. So sind die Bundesländer innerhalb ihrer Ge-
setzgebungszuständigkeit befugt, mit Zustimmung der Bundesre-
gierung Verträge mit auswärtigen Staaten abzuschließen (Art. 32
Abs. 3 GG).26 Soweit die Bundesländer Hoheitsrechte auf grenz-
nachbarschaftliche Einrichtungen, wie z.B. Zweckverbände, über-
tragen, findet sich in Art. 24 Abs. 1a GG eine Sonderregelung.27

Das Zustimmungserfordernis der Bundesregierung sichert die ge-
samtstaatlichen Belange.28

Die Regionen in den benachbarten EU-Mitgliedstaaten besitzen
hingegen grundsätzlich keine originäre Völkerrechtssubjektivi-
tät.29 Damit wird eine grenzüberschreitende Raumplanung der
Bundesländer mit den entsprechenden Gebietskörperschaften in
den Niederlanden, Frankreich, Polen oder Dänemark gehemmt.

III. Gemeinden und grenzüberschreitende Raumplanung

Auf der Ebene der kommunalen Planung besteht ein erhöhtes Be-
dürfnis nach grenzüberschreitender Zusammenarbeit.30 Gemein-
den besitzen nämlich im Vergleich zu Regionen oder Bundeslän-
dern kein Hinterland, das bestehende Nachteile im grenznahen
Raum ausgleichen könnte. Jedoch sind Gemeinden in keinem
Mitgliedstaat Völkerrechtssubjekte.31 Diesem Auseinanderfallen
von Bedürfnis und Kompetenz kann zunächst durch informelle
Koordination begegnet werden. Diese bedarf keiner völkerrechtli-
chen Regelung.32 Dem unverbindlichen Tätigwerden der Gemein-
den steht auch Art. 32 Abs. 1 GG nicht entgegen.33 Aus dem
Grundsatz der Bundestreue folgt allerdings auch bei informellem
Handeln eine Pflicht zur Rücksichtnahme auf die Außenpolitik
des Bundes.34

Die kommunale grenzüberschreitende Raumplanung findet
grundsätzlich eine Grenze, wenn sie auf rechtverbindliche Rege-
lungen ausgerichtet ist. Weder aus der kommunalen Selbstverwal-
tungsgarantie noch aus der Staatszielbestimmung der offenen
Staatlichkeit35 können grenzüberschreitende hoheitliche Hand-
lungsbefugnisse der Gemeinden entnommen werden.36 Ebenso
wenig sind solche Kompetenzen verfassungsgewohnheitsrecht-
lich37 oder durch Analogie begründet.38 Das Grundgesetz trifft viel-
mehr in Art. 32 und 24 GG eine abschließende Regelung über die
Träger der auswärtigen Gewalt. Die außenpolitische Handlungsbe-
fugnis der Kommunen als völkerrechtlich nicht vorgesehener Aus-
nahmefall bedürfte nämlich einer ausdrücklichen verfassungs-
rechtlichen Legitimation.

IV. Handlungsermächtigung durch völkerrechtliche Abkommen

Die Gemeinden können aber innerstaatlich durch Gesetze er-
mächtigt werden, die auswärtige Gewalt des Bundes oder der Län-

der in örtlichen Angelegenheiten, wie der kommunalen Planung,
auszuüben.39 Diese innerstaatliche Legitimation bedarf eines völ-
kerrechtlichen Vertrages, um ihre zwischenstaatliche Rechtswirk-
samkeit zu gewährleisten.40

Im Madrider Rahmenabkommen des Europarates41 verpflichten
sich die Vertragsstaaten, darunter auch Deutschland, den Kommu-
nen völker- und verfassungsrechtlich Handlungsbefugnisse ein-
zuräumen. Die Vertragsstaaten haben zur Umsetzung des Madri-
der Rahmenabkommens zahlreiche Abkommen abgeschlossen,
die eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit lokaler, regiona-
ler, zwischenstaatlicher und multinationaler Planungsträger er-
möglichen.42 Dazu gehören das Mainzer Abkommen für den bel-
gisch-deutschen Grenzraum43 und das Karlsruher Abkommen
über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Ge-
bietskörperschaften44. Auf dieser Grundlage findet gegenwärtig ei-
ne effiziente grenzüberschreitende Raumplanung statt.45

Frankreich ermöglicht seit 199246 den regionalen und lokalen
Gebietskörperschaften, sich am Abschluss von grenzüberschrei-
tenden Abkommen zu beteiligen.47 Die Regionen und Gemeinden
sind berechtigt, im Rahmen der Abkommen grenzüberschreitende
Körperschaften zu bilden. Das französische Verwaltungsrecht hat
hierzu den bisherigen numerus clausus der öffentlich-rechtlichen

24 BVerfGE 2, 347 (374); Beyerlin (Fn. 6), S. 305; Starck, FS Lerche, 1993, S. 561
(563ff.); Niedobitek (Fn. 6), S. 198f.; grundlegend Fastenrath, Kompetenzvertei-
lung im Bereich der auswärtigen Gewalt, 1986, S. 150ff.

25 von Malchus, in: ARL (Hrsg.), Handwörterbuch der Raumordnung, S. 437
(437f.).

26 Rojahn, in: v. Münch, GG, Art. 32 GG Anm. 35; Niedobitek (Fn. 6), S. 198.
27 Hierzu umfassend Kotzur (Fn. 18), S. 254ff.
28 Calliess, Auswärtige Gewalt, HdbStR V, Rdnr. 61; Brockmeyer, in: Schmidt-

Bleibtreu/Klein, GG, 9. Aufl., 1999, Art. 24 Rdnr. 3g.
29 Mallmann, in Strupp/Schlochauer, Wörterbuch des Völkerrechts III, 1962, S.

640 (641); Kotzur (Fn. 18), S. 465.
30 Zur Praxis Niedobitek (Fn. 6), S. 64f.
31 Bothe, AöR 102 (1977), S. 68 (74); Niedobitek (Fn. 6), S. 186; Kotzur (Fn. 18), S.

467; Moersch, BayVBl. 2004, S. 40 (42).
32 Vgl. Kotzur (Fn. 18), S. 145.
33 Schwarze, FS Benda 1995, S. 311ff.
34 Calliess (Fn. 28), Rdnr. 62.
35 Beyerlin (Fn. 6), S. 306; zur offenen Staatlichkeit s. Hobe, Der offenen Verfas-

sungsstaat zwischen Souveränität und Interdependenz, 1998, S. 137ff.
36 Menzel, AöR 79 (1953/54), S. 326 (333f.); zwar vertritt Reichel, Die auswärtige

Gewalt nach dem GG, 1967, S. 35, die Auffassung, die deutschen Gemein-
den wären ebenso nach Art. 32 Abs. 2 GG als »Länder im staatsorganisatori-
schen Sinne« zu betrachten, dem steht jedoch der klare Wortlaut des GG
entgegen; ebenso ablehnend Beyerlin (Fn. 21), S. 207f.; Fastenrath (Fn. 24), S.
34; Blumenwitz, BayVBl. 1980, S. 193 (194); Niedobitek (Fn. 6), S. 199; Rojahn
(Fn. 26), Art. 32 Anm. 35; anders hingegen Schink, DVBl. 1982, S. 769 (775);
Schmidt-Jortzig, Kommunale Organisationshoheit, 1979, S. 181.

37 Beyerlin (Fn. 6), S. 306.
38 Menzel (Fn. 36), S. 326 (333f.).
39 Kotzur (Fn. 18), S. 465.
40 Niedobitek (Fn. 6), S. 103.
41 European Outline Convention on Transfrontier Co-operation between Ter-

ritorial Communities or Authorities ETS n° 106; vgl. umfassend hierzu Beyer-
lin (Fn. 21), S. 112ff.; Gutt, Grenzüberschreitende kommunale Zusammenar-
beit, 1999, S. 35ff.; Niedobitek (Fn. 6), S. 104ff.; von Malchus (Fn. 14), S. 79f.;
Zehetner, UPR 1983, S. 209 (210ff.).

42 Clotet i Miró, La cooperación internacional de los municipios en el marco del
Consejo de Europa, 1992, S. 22; Heberlein, DVBl. 1999, S. 1244 (1245); Niedo-
bitek (Fn. 6), S. 104f.

43 Abkommen zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Rhein-
land-Pfalz, der Wallonischen Region und der Deutschsprachigen Gemein-
schaft Belgiens über grenzübergreifende Zusammenarbeit zwischen Gebiets-
körperschaften und anderen öffentlichen Stellen v. 8.3.1996, GVBl. (Rhein-
land-Pfalz) 1997, 3ff. - Mainzer Abkommen.

44 Das Karlsruher Übereinkommen über die grenzübergreifende Zusammenar-
beit zwischen Gebietskörperschaften und örtlichen öffentlichen Stellen zwi-
schen den Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, der Französischen
Republik und des Großherzogtums Luxemburg sowie dem Schweizerischen
Bundesrat, BGBl. 1997 II 1159; hierzu Gutt (Fn. 41), S. 103ff; Halmes, DÖV
1996, S. 933; Heberlein, BayVBl. 1997, S. 737 (742).

45 Hierzu umfassend Heberlein (Fn. 42), S. 1244.
46 Eingeführt durch Art. 131 Gesetz Nr. 92-125 v. 6.2.1992, loi d’orientation re-

lative à l’administration territoriale de la République (loi Joxe), J.O. v.
8.2.1992 sowie durch Gesetz Nr. 96-142 v. 21.2.1996 (J.O. v. 24.2.1996) loi
relative à la partie Législative du code général des collectivités territoriales in
den Article L. 1521-1 bis L. 1525-3 Code Général des Collectivités Territoria-
les überführt; Wohlfahrt, NVwZ 1994, S. 1072 (1073); Gutt (Fn. 41), S. 86ff.;
Halmes (Fn. 44), S. 933 (935).

47 Kistenmacher/Clev, RuR 1996, S. 265 (273).
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Einrichtungen durchbrochen und zwei neue Organisationstypen,
die öffentliche Interessengemeinschaft (groupement d’intérêt pu-
blic) und den District Européen geschaffen.48

D. Die Europäisierung der grenzüberschreitenden Raum-
planung

In dieses Zweiebenensystem schiebt sich seit den 90er Jahren eine
dritte Ebene, das Europarecht. Die EU fördert die bestehenden Ko-
ordinations- und Kooperationsbeziehungen zwischen den Mit-
gliedstaaten, um gesamteuropäische Leitlinien zu verwirklichen
und um bestehende Defizite bei der grenzüberschreitenden Raum-
planung zu lösen.49 Damit will die EU gleichzeitig die dezentrale
Integration im Sinne eines »Europa von unten«50 vorantreiben. 

I. Der Einfluss der EU auf die grenzüberschreitende Raumplanung

Zwar verfügt die EU über keine ausdrückliche Kompetenz zur Re-
gelung der grenzüberschreitenden Raumplanung.51 Art. 158 EG er-
mächtigt aber die EU, eine Politik zur Stärkung ihres wirtschaftli-
chen und sozialen Zusammenhalts zu verfolgen, um eine harmo-
nische Entwicklung der Gemeinschaft als Ganzes zu fördern. Aus
dieser regionalpolitischen Generalklausel entnimmt die EU zu
Recht die Ermächtigung, mit den Mitteln der Regionalpolitik auf
bestehende Zusammenarbeitsstrukturen einzuwirken und die Er-
richtung neuer Strukturen zu fördern.52

1. Einflussnahme durch Finanzierungsinstrumente 

Jedoch beschränken sich die regionalpolitischen Instrumente im
Wesentlichen auf Finanzierungsinstrumente, insbesondere die
Gemeinschaftsinitiative INTERREG. Wir haben es mit einem Fall
der bewährten »Politik der goldenen Zügel« zu tun, mit der den
Mitgliedstaaten ein gelegentlicher Eingriff in ihre Kompetenzen
durch Finanzmittel versüßt wird. Die Finanzierung durch INTER-
REG III beruht auf Programmen, die von der Kommission geneh-
migt werden. Voraussetzung für die Förderung ist die Entwicklung
gemeinsamer grenzübergreifender bzw. transnationaler Strategie-
und Entwicklungsprogramme, wobei sämtliche Maßnahmen und
Aktivitäten auf gemeinsamen operationellen Programmen der be-
troffenen Regionen oder Gemeinden aufgebaut sein müssen.53 So
knüpft die Förderung der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten
notwendigerweise an die Bildung grenzübergreifender Regionen
oder Projekte an. Dies hat zur Errichtung oder Verstärkung grenzü-
berschreitender Partnerschaften zwischen nationalen und lokalen
bzw. regionalen Instanzen geführt.54 Die Mitgliedstaaten legen
diese Kooperationsräume nach funktionellen Gesichtspunkten
fest.

Wie die Kommission diese Politik der goldenen Zügel bei der
grenzüberschreitenden Raumplanung ausübt, wird des Weiteren
bei der Festsetzung der Leitlinien der Programme deutlich. Die
Entwicklung der einzelnen Projekte der grenzüberschreitenden
Raumplanung obliegt zwar ausschließlich den Mitgliedstaaten.55

Die Festsetzungen in den Programmen beruhen des Weiteren auf
Leitvorstellungen, die von den Gemeinden bzw. Regionen als Pla-
nungsträger festgelegt worden sind.56 Wollen diese Programme
oder Einrichtungen aber die Fördermittel der Gemeinschaft erhal-
ten, müssen sie auch materiell den Leitlinien entsprechen, die von
der Kommission festgelegt werden. Damit erlangt die Europäische
Kommission einen zwar mittelbaren, im Ergebnis aber beachtli-
chen Einfluss auf die Zielsetzungen der Planungsträger. Kompe-
tenzschranken sind jedoch nicht verletzt, da die Mitgliedstaaten
die Leitlinien der Kommission freiwillig übernehmen.

2. Schaffung institutioneller Strukturen auf transnationaler Ebene
Die Finanzierungsinstrumente der EU tragen des Weiteren wesent-
lich zur institutionellen Formalisierung der grenzüberschreiten-
den Raumplanung bei: Die EU hat von Anbeginn zu Recht darauf
gedrängt, die grenzüberschreitende Raumplanung ausschließlich
auf regionaler und kommunaler Ebene zu fördern. Sie folgt damit
dem Subsidiaritätsgedanken, indem sie die Instrumente dort wir-
ken lässt, wo die sachnächsten Entscheidungen getroffen wer-
den.57 Gleichwohl verpflichtet die EU die Mitgliedstaaten gemein-
same grenzüberschreitende Einrichtungen zur Verwaltung der
Mittel zu schaffen. So ist die Errichtung oder Benennung einer Ver-
waltungsbehörde, die die Gesamtverantwortung für die Leitung
der gemeinsamen Programme trägt, sowie einer Zahlstelle für die
gemeinsame finanzielle Verwaltung erforderlich.58 Das Programm
muss des Weiteren durch einen gemeinsamen grenzübergreifen-
den Begleitausschuss überwacht werden. Ein gemeinsamer Len-
kungsausschuss, der die Mitgliederstruktur der grenzübergreifen-
den Partnerschaft widerspiegelt, ist für die operationelle Leitung
der Umsetzung jedes Programms oder Subprogramms verantwort-
lich. Dies hat bestehende grenzüberschreitende Strukturen zwi-
schen nationalen und lokalen bzw. regionalen Instanzen gefestigt
und neue Strukturen geschaffen. 59

Dauerhafte Einrichtungen, die als Folge der INTERREG-Zusam-
menarbeit entstanden sind, existieren mittlerweile an allen Bin-
nengrenzen.60 Weitgehend sind diese Einrichtungen, wie z.B. die
Euroregionen, privatrechtlich organisiert. Soweit diese Einrich-
tungen nur die INTERREG-Programme als Zentralkasse verwalten
sollen, ist diese privatrechtliche Organisationsstruktur ausrei-
chend. Die Planungsträger entwickeln diese Einrichtungen aber zu
Plattformen weiter, die die grenzüberschreitende Raumplanung

48 Art. 21 loi n° 82-610 i.V.m. Art. L. 1112-2 et L. 1112-3 Code Général des Collec-
tivités Territoriale; Loi n° 2004-809 du 13 août 2004 relative aux libertés et res-
ponsabilités locales, J.O. 190 du 17 août 2004; loi n°2000-196 v. 6.3.2000; vgl.
Gutt (Fn. 41), S. 90f. 

49 Hingel, in: Cappellin/Batey (Fn. 13), S. 20 (27).
50 Dazu Calliess, AöR 121 (1996), S. 509 (513ff.).
51 Stellungnahmen der Europäischen Kommission, ABl. Nr. C 100 v. 13.4.1983,

S. 10; ABl 1983 Nr. C 58 2.3.1983, S. 9;, ABl 1987 Nr. C 112 v. 27.4.1987, S. 1;
ABl. 1992 C 209 15.8.1992, S. 3. Dagegen ging 1991 der für Umweltfragen
zuständige Kommissar Di Meana davon aus, dass «auch wenn der Gemein-
schaft aufgrund der EG-Verträge keine direkten Befugnisse hinsichtlich der
städtischen Gebiete übertragen [worden sind, die Kommission] ein umfang-
reiches europäisches Konzept zur Bewältigung der gegenwärtigen und
zukünftigen Probleme der Städte und ihrer Umgebung für notwendig erach-
te«: wiedergegeben bei Krautzberger, FS Weyreuther, 1993, S. 57ff (58); Jarass,
in: Erichsen, Kommunale Verwaltung im Wandel, 1999, S. 39 (40f.); Gata-
wis, DöV 2002, S. 858 (863); Spannowsky, UPR 1998, S. 161 (163); Grabitz, in
Grabitz/Hilf, EU-EGV, Art. 130 s Rdnr. 1 bis 3; Breier/Vygen, in Lenz, EGV-
Kommentar, Art. 175 Rdnr. 12.

52 Vgl. hierzu Turok /Batchler, The coherence of EU Regional Policy - Contra-
sting Perspectives on the Structural Funds, 1997, S. 5f.

53 »Es sind daher nur solche Operationen förderfähig, die gemeinsam ausge-
wählt wurden und die in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten bzw. Drittlän-
dern durchgeführt werden oder bei denen, wenn die Durchführung nur ei-
nen Mitgliedstaat betrifft, signifikante Auswirkungen auf andere Mitglied-
staaten oder Drittländer nachgewiesen werden können«: Nr. 7 der
Mitteilung der Kommission, ABl. C 143 v. 23.5.2000, S. 6.

54 Vgl. Mitteilung C (90) 1562/3 an die Mitgliedstaaten zur Festlegung von
Leitlinien für die von ihnen im Rahmen einer Gemeinschaftsinitiative für
Grenzgebiete aufzustellenden operationellen Programme (INTERREG), ABl.
1990, Nr. C 215 v. 30.8.1990, S. 4ff.

55 Puttler, in: Magiera/Sommermann, Verwaltung in der Europäischen Union,
2001, S. 171 (179f.).

56 Wigger, in: ARL (Hrsg.), Europäische Themen mit raumordnerischem Bezug,
2000, S. 27 (35).

57 Umfassend hierzu Department of the Environment, Transport and the Regi-
ons, Subsidiarity and Proportionality in Spatial Planning Activities in the
European Union – Final Report 1999.

58 Nr. 25 der Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten v. 28.4.00, ABl.
C 143 v. 23.5.2000, S. 6.

59 Vgl. Mitteilung C(90) 1562/3 an die Mitgliedstaaten zur Festlegung von Leit-
linien für die von ihnen im Rahmen einer Gemeinschaftsinitiative für
Grenzgebiete aufzustellenden operationellen Programme (INTERREG), ABl.
1990, Nr. C 215 v. 30.8.1990, S. 4ff.

60 Übersicht bei Europäischer Kommission, Regionalpolitik, http://europa.
eu.int/ comm/ regional_policy/ interreg3/images/pdf/int3a_eur15_a4p.pdf.
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61 Vgl. Gutt (Fn. 41), S. 101 zum Entwurf eines völkerrechtlichen Vertrages zwischen
Frankreich, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Saarland »über die Schaf-
fung von grenznachbarschaftlichen Einrichtungen zur Abwicklung von Pro-
grammen zur Förderung der benachbarten Grenzgebiete der Vertragsstaaten«,
der jedoch nicht weiterverfolgt worden ist.

62 Halmes (Fn. 44), S. 933; Heberlein (Fn. 44), S. 737.
63 4. Begründungserwägung, KOM (2004) 496, S. 2.
64 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates

bezüglich der Schaffung eines Europäischen Verbunds für grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit v. 14.7.2004 - KOM (2004) 496 -– VO Europäischer
Verbund.

65 Das Europäische Parlament regte 1975 an, der dezentralen grenzübergrei-
fenden Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten einen gemeinsamen rechtli-
chen Rahmen zu geben. Hierfür sollte die Gemeinschaft eine Verordnung
des Rates über die Bildung grenzüberschreitender Regionalverbände (“Euro-
verbände«) verabschieden; Text in Europäisches Parlament, Sitzungsdoku-
mente, Dok. 355/76 v. 25.10.1976, S. 10ff.; Beyerlin (Fn. 6), S. 303.

66 Entwurf eines Prospektivberichts des Ausschusses der Regionen zum Thema
,,Neues Rechtsinstrument für die grenzübergreifende Zusammenarbeit« v.
4.5.2004, CG (11) 16.

67 Art. 2 VO Europäischer Verbund.
68 Zum neuen Ziel Europäische territoriale Zusammenarbeit s.: Art. 4 Abs. 1 c)

des Vorschlags für eine Verordnung des Rates mit allgemeinen Bestimmun-
gen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäi-
schen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds v. 14.7.2004, KOM (2004) 492
endg.

69 S. Nr. 4 des Beschlusses des Bundesrates v. 15.10.2004, BR-Drs. 575/04.
70 Art. 1 Abs. 2 VO Europäischer Verbund.
71 Art. 3 Abs. 5 VO Europäischer Verbund.
72 S. Nr. 4 des Beschlusses des Bundesrates v. 15.10.2004, BR-Drs. 575/04.
73 S. Conférence de l’ARE sur l’Avenir de la Politique Européenne Régionale et

de Cohésion dans une Europe élargie v. 15.10.2004 Stellungnahme, wieder-
gegeben in: http://www.are-regions-europe.org/Doc2004/Com%20C/He-
ves/Contributions/Conf%8Erence/Pierre-Forgues.doc.

74 Article L. 1121-1 bis L. 1525-3 Code général des collectivités territoriales,
geändert durch Gesetz Nr. 2002-1 v. 2.1.2002 (J.O. v. 3.1.2002).

75 Art. 1 Abs. 3 des VO Europäischer Verbund.
76 S. Begründung Nr. 3 des Beschlusses des Bundesrates v. 15.10.2004, BR-Drs.

575/04.

ZUR 7-8/2005   |    341

Mart ínez ,  Die  grenzüberschre i tende Raumplanung unter  europä ischem Integrat ionsdruck |    A U F S Ä T Z E

auch jenseits des INTERREG-Programms vorantreiben.61 Dazu
müssen die privatrechtlichen Einrichtungen in der Regel in öffent-
lich-rechtliche Einrichtungen umgewandelt werden. Den Gebiets-
körperschaften stehen hierfür in den einzelnen Mitgliedstaaten je-
weils unterschiedliche Rechtsformen zur Verfügung. Wie z.B. das
Karlsruher Abkommen zeigt, kann diese administrative Hürde
durch ein bilaterales Abkommen überwunden werden: Darin ver-
einbaren die Planungsträger die Gleichwertigkeit der jeweils aus-
ländischen Rechtsform.62

Die grenzüberschreitende Raumplanung ist somit bislang durch
ihren dezentralen Charakter gekennzeichnet. Die EU hält durch
Finanzinstrumente diesen dezentralen Integrationsmotor in
Gang, sie wirkt aber nur in sehr beschränktem Umfang auf das Ver-
fahren ein. Dadurch gewährleistet die EU, dass die unterschiedli-
chen Bedürfnisse nach grenzüberschreitender Zusammenarbeit
sowie die unterschiedlichen Verwaltungsrechtssysteme der Mit-
gliedstaaten ausreichend berücksichtigt werden. Nunmehr sieht
aber die EU-Kommission in der Vielfalt der Rechtsformen ein we-
sentliches Hemmnis der Zusammenarbeit: Es gebe kein einheitli-
ches Rechtsinstrument, das rechtverbindlich und auf öffentlich-
rechtlicher Grundlage die Zusammenarbeit ermöglichen würde.63

Dem Problem könne nur mit einem harmonisierten öffentlich-
rechtlichen Organisationstyp abgeholfen werden.

II. Die Schaffung eines Europäischen Verbunds für grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit

Aus Anlass der Entwicklung der neuen Finanzierungsinstrumente
der Regionalpolitik für den Zeitraum 2007-2013 hat daher die EU-
Kommission eine Verordnung zur Schaffung eines Europäischen
Verbunds für grenzüberschreitende Zusammenarbeit vorgeschla-
gen.64 Damit greift die Kommission einen Vorschlag des Europäi-
schen Parlaments aus dem Jahre 197565 sowie des Kongresses der
Gemeinden und Regionen des Europarates von 200466 auf. Danach
soll verbindlich für alle Mitgliedstaaten ein einheitlicher öffentlich-
rechtlicher Organisationstyp eingeführt werden, der mit eigener
Rechtspersönlichkeit ausgestattet ist. Die staatlichen, regionalen
oder lokalen Gebietskörperschaften werden unmittelbar durch Ver-
ordnung ermächtigt, diese europarechtliche Einrichtung zu grün-
den.67 Zu den Aufgaben des Verbundes gehören sowohl die strategi-
sche langfristige Kooperation als auch die Projektkooperation. Die-
ser Vorschlag der Kommission steht in einer Linie mit dem
vorgeschlagenen neuen Ziel 3 der Regionalpolitik: Die Förderung
der Europäischen territorialen Zusammenarbeit.68 Unter dieses Ziel
fasst die Kommission auch die grenzüberschreitende Raumplanung.

Aus der Sicht Deutschlands greift dieser Vorschlag erheblich in
die Verwaltungsorganisationsautonomie der Mitgliedstaaten
ein.69 Das deutsche Verwaltungsrecht kennt nicht eine derartige
Einrichtung, wie sie von der Kommission vorgeschlagen wird. Es
handelt sich um öffentlich-rechtliche Verbände, die sowohl Ele-
mente einer privatrechtlichen Gesellschaft als auch einer öffent-
lich-rechtlichen Körperschaft enthalten. Der Verbund handelt im
Namen und im Auftrag seiner Mitglieder, verfügt aber gleichzeitig
über eine eigene öffentlich-rechtliche Rechtspersönlichkeit. 70 Der
Verordnungsvorschlag untersagt Regionen und Gemeinden zwar
ausdrücklich, dem Verbund hoheitliche Eingriffsbefugnisse zu
übertragen.71 Auf der anderen Seite soll der Verbund aber Aufga-
ben der Leistungsverwaltung ausführen, die ihm von den Mitglie-
dern anvertraut worden sind. Des Weiteren soll er für weitere Maß-
nahmen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zur Verfü-
gung stehen.72 Deutschland wäre bei einer Verabschiedung des
Vorschlags aufgrund seiner Rechtsnatur als Verordnung gezwun-
gen, diesen neuen Organisationstyp unmittelbar in sein Verwal-
tungsrechtssystem zu integrieren. Dies stellt mithin einen erhebli-

chen Eingriff in die nationale Verwaltungsorganisation dar.
Andere Mitgliedstaaten empfinden den Eingriff in die Verwal-

tungsorganisationsautonomie als weniger schwerwiegend. Insbe-
sondere Frankreich hat diesen Vorschlag der Kommission be-
grüßt.73 Dies hat aber eine simple Erklärung: Der Europäische Ver-
bund ist ein Spiegelbild der französischen groupement d’intérêt
public74, dem zentralen Organisationstyp im französischen Ver-
waltungsrecht für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit. So
sehr das Ziel der Förderung der grenzüberschreitenden Raumpla-
nung auch zu begrüßen ist, so sehr ist auch zu bezweifeln, dass ei-
ne Harmonisierung der Organisationstypen im Hinblick auf die
grenzüberschreitende Raumplanung gemeinschaftsrechtskon-
form und insbesondere erforderlich ist.

1. Erforderlichkeit einer europäischen Regelung?
Die Kommission stützt den Verordnungsvorschlag auf Art. 159
Abs. 3 EG. Danach kann die EU spezifische Aktionen außerhalb
der Fonds beschließen, soweit diese erforderlich sind, um das Ziel
der Stärkung der Kohäsion zu erreichen. Der neue Verbund soll ge-
schaffen werden, um die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
umfassend zu fördern. Eine Begrenzung auf die Finanzierungsin-
strumente der europäischen Regionalpolitik ist im Verordnungs-
entwurf nicht vorgesehen.75 Die EU-Kommission erstreckt damit
schleichend ihr Handlungsfeld auf die Verwaltungsorganisation
der grenzüberschreitenden Raumplanung. Löst man aber das Ziel
der Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts
vom Aspekt der finanziellen Förderung, besteht die Gefahr, die
Kompetenz der EU in der Regionalpolitik nicht mehr scharf ge-
genüber mitgliedstaatlichen Kompetenzen abgrenzen zu kön-
nen.76 Da die nationale Raumplanung zweifelsohne dem sozialen
und wirtschaftlichen Zusammenhalt dient, wären europäische Re-
gelungen auf der Grundlage der europäischen Regionalpolitik
möglich, die in die Kernbereiche des nationalen Planungsrechts
eindringen. Entscheidend muss daher sein, die Kompetenzen der
Gemeinschaft auf die bloße finanzielle Förderung der Kohäsion zu
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77 S. Begründung Nr. 3 des Beschlusses des Bundesrates v. 15.10.2004, BR-Drs.
575/04.

78 S. Begründung Nr. 1 und Nr. 6 des Beschlusses des Bundesrates v. 15.10.2004,
BR-Drs. 575/04; Die Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenzregionen hatte
alternativ einen Europäischen öffentlich-rechtlichen Zweckverband (Euro-
pean Special Purpose Association – ESPA) für die langfristige strategische Ko-
operation und eine Europäische öffentlich-rechtliche Vereinbarung (Euro-
pean Public Law Agreement - EPLA) für weniger intensive und weitreichen-
de Kooperationsformen vorgeschlagen.

79 Entwurf eines Prospektivberichts des Ausschusses der Regionen zum Thema
,,Neues Rechtsinstrument für die grenzübergreifende Zusammenarbeit« v.
4.5.2004, CG (11) 16, Rdnr. 18.

80 Art. 3 Abs. 3 VO Europäischer Verbund.
81 Art. 3 Abs. 4 VO Europäischer Verbund.
82 S. Nr. 4 des Beschlusses des Bundesrates v. 15.10.2004, BR-Drs. 575/04.
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beschränken. Darunter fällt nicht eine verbindliche Einführung
eines neuen Organisationstyps.

Dieser Verbund kann auch nicht auf Art. 308 EG gestützt wer-
den. Art. 308 EG ermächtigt die EU nur zu Maßnahmen, die zur Er-
reichung eines der Vertragsziele erforderlich sind. Auch hier ist
festzustellen: Das Vertragsziel Kohäsion kann nur durch Förderin-
strumente erreicht werden. Die Abkoppelung des Europäischen
Verbundes von der Umsetzung von Strukturfondsprogrammen
und sein Einsatz für jegliche Maßnahmen grenzüberschreitender
Zusammenarbeit überdehnt mithin die nach Art. 308 gebotene
Bindung an die Ziele des EG-Vertrages.77

Auch wenn eine derartige Kompetenz angenommen würde, wäre
zu bezweifeln, ob dieser Vorschlag dem Subsidiaritätsprinzip ausrei-
chend Rechnung trägt.78 Danach soll die EU nur tätig werden, so-
weit die Ziele auf mitgliedstaatlicher Ebene nicht ausreichend er-
reicht werden können. Das Beispiel der Bundesrepublik Deutsch-
land und Frankreichs zeigen aber, dass eine grenzüberschreitende
Zusammenarbeit auf der Grundlage der bestehenden völkerrechtli-
chen Abkommen effizient verwirklicht werden kann. Soweit
Schwierigkeiten in der grenzüberschreitenden Raumplanung beste-
hen, haben diese Schwierigkeiten in der Regel politische Gründe.

Schließlich ist die Wahl der Rechtsform als Verordnung zu kriti-
sieren. Sie wird damit begründet, dass im Verhältnis zur Richtlinie
zeitaufwendige Transformationsprozesse verhindert werden kön-
nen.79 Zwar ist nachvollziehbar, dass die Kommission das neue Ziel
3 der Regionalpolitik von Anbeginn des kommenden Programm-
zeitraums im Jahre 2007 möglichst effizient verwirklichen will. Es
ist aber nicht ersichtlich, weshalb hierzu die Harmonisierung der
Verwaltungsorgane der grenzüberschreitenden Raumplanung
dringlich ist. Wie die bisherige Praxis der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit gezeigt hat, waren die finanziellen Impulse der
EU ausreichend, um bestehende rechtliche Hindernisse im kon-
kreten bilateralen Einzelfall zu überwinden. Über bestehende
grenzüberschreitende politische Differenzen hilft auch der neue
Organisationstyp nicht hinweg.

2. Durchbrechung der verfassungsrechtlichen Grundsätze der Verbands-
kompetenz im Bereich der auswärtigen Gewalt

Jenseits der fehlenden Erforderlichkeit ist der Verordnungsvor-
schlag zu kritisieren, da er verfassungsrechtliche Grundsätze der
Verbandskompetenz im Bereich der auswärtigen Gewalt durch-
bricht. Der Verordnungsentwurf stellt die Kommunen den Mit-
gliedstaaten als Rechtssubjekte gleich. Die Kommunen erhalten ei-
nen unmittelbaren europarechtlichen Anspruch, einen derartigen
Verbund zu gründen. Aufgrund des Vorrangs des Europarechts be-
steht die Gefahr, dass das bestehende verfassungsrechtliche Sy-
stem zum Schutz der außenpolitischen Belange der Bundesrepu-
blik durchbrochen wird. Die verfassungsrechtlich vorgesehenen
Träger der auswärtigen Gewalt, der Bund und in begrenztem Um-
fang die Bundesländer, verlieren die Möglichkeit, steuernd auf die
Bildung grenzüberschreitender Einrichtungen einzuwirken. Dem
steht gegenüber, dass der Bund und die Länder weiterhin völker-
rechtlich für die Tätigkeit der Kommunen verantwortlich bleiben.

3. Beschränkung der mitgliedstaatlichen Aufsicht über die kommunale
Raumplanung

Aus der Übertragung öffentlicher Aufgaben auf den Verbund folgt
rechtsstaatlich die Notwendigkeit, diesen Verbund einer Staatsauf-
sicht zu unterstellen. Der Verbund soll insbesondere die Finanzmit-
tel, die von der EU für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
zur Verfügung gestellt werden, verwalten.80 Gleichzeitig sollen aber
die Mitgliedstaaten weiterhin vollumfänglich für die ordnungs-
gemäße Verwendung der Mittel gegenüber der EU haften.81 Das er-

fordert zwingend eine umfassende mitgliedstaatliche Aufsicht über
den Verbund. Anderenfalls müssten die Mitgliedstaaten für Sach-
verhalte haften, die sich ihrer Einflussnahme vollständig entzie-
hen.82 Die Unterwerfung des europarechtlichen Verbundes unter
eine mitgliedstaatliche Aufsicht bedarf aber einer ausdrücklichen
Regelung bereits in der Verordnung. Diese fehlt jedoch. Soweit
Kommunen einen derartigen Verbund gründen und ihn mit
Rechtspersönlichkeit ausstatten, wäre diese neue Verwaltungsebe-
ne einer unmittelbaren mitgliedstaatlichen Aufsicht entzogen. 

E. Dezentrale Integration als Leitbild der grenzüberschreiten-
den Raumplanung

Die grenzüberschreitende Raumplanung war bisher eine erfolgrei-
che Ausprägung der dezentralen Integration. Nicht die EU lenkt
diese Integration, sondern sie wird – soweit erforderlich – durch
die unterstaatlichen Gebietskörperschaften gestaltet, die aufgrund
ihrer Sachnähe den jeweiligen Besonderheiten der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit Rechnung tragen können. Die EU
hat bislang diesen dezentralen Charakter beachtet und die grenzü-
berschreitende Raumplanung nur vorsichtig durch Finanzmittel
und allgemeine gesamteuropäische Leitlinien beeinflusst. Es ist
daher zu begrüßen, dass die EU künftig mit ihrer Regionalpolitik
diesen dezentralen Ansatz stärker fördern will. Dabei darf sie aber
nicht wie im Fall des Europäischen Verbunds der Versuchung erlie-
gen, durch zentrale Steuerungsinstrumente diese Zusammenar-
beitsform zu sichern. Die Schaffung von Planungsträgern auf der
Grundlage des Europarechts überdehnt die Kompetenzverteilung
zwischen der EU und den Mitgliedstaaten, sie rüttelt am bestehen-
den System der völkerrechtlichen Subjektivität und sie gefährdet
schließlich die demokratisch und rechtsstaatlich gebotene Kon-
trolle der Träger der grenzüberschreitenden Raumplanung durch
die Mitgliedstaaten.
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